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IV TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
1.0 Planungsrechtliche Festsetzungen
1.1 Art der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 8 BauNVO) 
1.1.1 Als Art der baulichen Nutzung wird „Gewerbegebiet“ (GE) gemäß § 8 BauNVO mit folgenden Ein-

schränkungen festgesetzt:

1.1.2 Die nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässige Nutzung „Vergnügungsstätten“ ist 
gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht zulässig. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 20 BauNVO) 

1.2.1 Grundflächenzahl
Die Grundflächenzahl (GRZ) wird auf max. 0,8 festgesetzt.

1.2.2 Innerhalb der Baugrenze gelten folgende Höhenfestsetzungen:
Die zulässige Gebäudehöhe darf eine Höhe von 276,5 m ü. NHN (Deutsches Haupt-Höhennetz, 
2016 DHHN) nicht überschreiten. Die Wandhöhe (bei Pult- und Flachdächern) bzw. Firsthöhe (bei 
Satteldächern) als oberer Bezugspunkt der maximal zulässigen Gebäudehöhe wird über den höch- 
sten Punkt der Dachfläche definiert (u.a. Attika bzw. höchster Schnittpunkt von Dachhaut mit der 
Gebäudeaußenwand bzw. First) und auf max. 9,0 m (WH bei Pult- und Flachdächern) bzw. 13,5 m 
(FH bei Satteldächern) über Oberkante Fertigfußboden EG festgesetzt. Die Oberkante Fertigfußbo- 
den EG wird auf max. 263,0 m ü. NHN (Deutsches Haupt-Höhennetz, 2016 DHHN) als unterer Be- 
zugspunkt festgesetzt.
Die Gebäudehöhe darf durch notwendige untergeordnete technische Aufbauten (wie z.B. Belüftung-, 
Heiz- und Klimaanlagen) um bis zu 1,5 m überschritten werden. Der untere Bezugspunkt für diese 
zulässige Überschreitung stellt der höchste Punkt der Dachfläche dar.

1.3 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO) 
1.3.1 Im Planteil ist die abweichende Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt. Dabei sind die 

Gebäude mit einem seitlichen Grenzabstand zu errichten, wobei die Gebäudelänge abweichend von 
der offenen Bauweise von 50,0 m überschreiten darf, jedoch auf max. 86,0 m begrenzt wird.

1.4 Überbaubare Grundstücksflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 und 4 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO) 

1.4.1 Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen gemäß § 23 BauNVO, sowie 
durch Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen gemäß § 9 Abs. 
1 Nr. 4 BauGB (hier: PKW-Stellplätze) festgesetzt.

1.4.2 Einfriedungen sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

1.4.3 Gemäß § 23 Abs. 5 Satz 1 BauNVO sind untergeordnete Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO 
auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Weiterhin sind gemäß § 23 Abs. 5 
Satz 2 BauNVO auch bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den Abstandsflächen 
zulässig sind oder zugelassen werden können, außerhalb der Baugrenzen zulässig.

1.5 Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 11 BauGB i.V.m. § 12 
BauNVO sowie Art. 47 und 81 Abs. 1 Nr. 4 BayBO)

1.5.1 Die Mindestzahl der notwendigen Stellplätze ist entsprechend der Garagen- und Stellplatzver-
ordnung (GaStellV) nachzuweisen.

1.5.2 Private Stellplätze sind so anzuordnen, dass sie nur über die jeweilige Betriebszufahrt angefahren 
werden können. 

1.5.3 Die Befestigung von Stellplätzen für PKW ist mit wasserdurchlässigen Belägen herzustellen, soweit 
damit keine Gefährdung des Grundwassers oder andere wasserrechtliche Belange verbunden sind. 
Diese sind entsprechend nachzuweisen.

2.0 Grünordnerische Maßnahmen und Flächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 25 BauGB)

2.1 Nicht überbaute Grundstücksflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 25 BauGB)

2.1.1 Die nicht überbauten und versiegelten Grundstücksflächen innerhalb der als Gewerbegebiet (GE) 
festgesetzten Flächen sind wasseraufnahmefähig zu belassen sowie zu begrünen, gärtnerisch 
anzulegen, mit Stauden, Bäumen oder Sträuchern zu bepflanzen und zu unterhalten. Die Pflanzung 
von Nadelgehölzen (z.B. Thuja, Scheinzypresse etc.) sowie von invasiven bzw. ausbreitungsstarken 
Arten (z.B. Kirschlorbeer, Sommerflieder, Blauglockenbaum etc.) ist nicht zulässig.

2.1.2 Kunstrasen und großflächig mit Steinen bedeckte Flächen, auf denen hauptsächlich Steine zur 
Gestaltung verwendet werden und Pflanzen nicht oder nur in geringer Zahl vorkommen, sind nicht 
zulässig.

2.1.3 Die im Bebauungsplan zeichnerisch festgesetzten Pflanzgebote P1 und P2 gelten als zwingender 
Bestandteil des Bebauungsplanes. Die Fläche des Pflanzgebotes P1 ist mit gebietseigenem Saatgut 
des Ursprungsgebietes 11- Südwestdeutsches Bergland (Typ „Blumenwiese“) anzusäen und zu ent-
wickeln.
Die Fläche des Pflanzgebotes P2 ist mit einer 2-reihigen Hecke aus Sträuchern gebietseigener 
Herkunft gem. Artenliste 2 (IV Textliche Festsetzungen, Ziffer 2.3) zu bepflanzen. Die Sträucher sind 
hierfür in einem versetzten Pflanzraster von 1 x 1,5 m zu pflanzen. Auf die geltenden Grenzabstände 
gem. Ziffer 3.0, V Hinweise und Nachrichtliche Übernahmen, wird verwiesen.

2.1.4 Die im Bebauungsplan zeichnerisch festgesetzten Einzelbäume (II Zeichnerische Festsetzungen, 
„Anpflanzung Einzelbaum") gelten als zwingender Bestandteil des Bebauungsplanes. Geringfügige 
Standortänderungen sind zulässig. Die Bäume sind mit heimischen Laubgehölzen entsprechend der 
Artenliste 1 (IV Textliche Festsetzungen, Ziffer 2.3) oder alternativ mit hochstämmigen Obstgehölzen 
alter Sorten (Sortenauswahl unter V Hinweise und Nachrichtliche Übernahmen, Ziffer 4.0) zu 
pflanzen. Die Bäume sind gegen Anfahren und die Wurzelscheiben gegen Überfahren ortsfest mit 
einem Baumschutz oder durch Hochborde zu sichern.

2.2 Pflegemaßnahmen
2.2.1 Sämtliche Pflanzungen sind vom Grundstückseigentümer im Wuchs zu fördern, zu pflegen und vor 

Zerstörung zu schützen. Bei Ausfällen von festgesetzten Pflanzungen gilt, dass Ausfälle von mehr 
als 10 % innerhalb eines Jahres zu ersetzen sind. Der Einsatz von Düngemitteln, Herbiziden, Bio-
ziden, Pestiziden und Rodentiziden ist nicht zulässig.

max. 0,8

GH max. 276,5 m ü.
NHN (DHHN 2016)

WH (bei PD und
FD) max. 9,0 m
ü. OK FFB EG

I PRÄAMBEL
Auf Grundlage des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit der 
bayerischen Gemeindeordnung (GO) hat der Gemeinderat der Gemeinde Bergtheim den vor-
liegenden Bebauungsplan "Am Schäferweg" in Opferbaum am . . . . . . . . . . . als Satzung 
beschlossen.

Die Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes „Am Schäferweg" erfolgt auf der Grundlage der 
zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Gesetze und Verordnungen, wie Baugesetzbuch 
(BauGB), Bayer. Bauordnung (BayBO), Baunutzungsverordnung (BauNVO), Planzeichenverordnung 
(PlanZV), Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), Bayerisches Denkmalschutzgesetz (BayDSchG), 
Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) und Straßenverkehrs-Ordnung (StVO).

Plangrundlage:
Die verwendete Planunterlage enthält die planungsrelevanten Grenzen und Bezeichnungen der 
Flurstücke des Liegenschaftskatasters mit Stand vom 03.09.2024. Sie ist hinsichtlich der planungs- 
relevanten Bestandteile geometrisch eindeutig.

Wichtige Hinweise zur Koordinatengrundlage:
Angegebene Koordinaten beziehen sich auf das Lagebezugssystem
ETRS89 / UTM Zone 32 (EPSG 25832).

II ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN
1.0 Art der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 8 BauNVO)
“Gewerbegebiet“ (GE) gemäß § 8 BauNVO

2.0 Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 20 BauNVO)

max. Grundflächenzahl (GRZ)

max. Wandhöhe (bei Pult- und Flachdächern) m ü. OK FFB EG

max. Firsthöhe (bei Satteldächern) m ü. OK FFB EG

max. Gebäudehöhe m ü. NHN (Deutsches Haupt-Höhennetz, 2016 DHHN)

max. Oberkante Fertigfußboden im Erdgeschoss m ü. NHN 
(Deutsches Haupt-Höhennetz, 2016 DHHN)

3.0 Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Abweichende Bauweise

Baugrenze

4.0 Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und 
Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen; Anlagen, Ein-
richtungen und sonstige Maßnahmen, die dem Klimawandel 
entgegenwirken (§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB)

Standort Regenrückhaltung (unterirdisch)

5.0 Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

Unterirdisch Bestand 20kV-Stromkabel (ÜZ Mainfranken)

Unterirdisch Bestand 1kV-Stromkabel sowie Nachrichtenkabel/Lichtwellenleiterkabel 
(ÜZ Mainfranken, Bayernwerk)

Unterirdisch Bestand Telekommunikation (Deutsche Telekom)

Unterirdisch Bestand Trinkwasserleitung (VG Bergtheim)

Unterirdisch Bestand Abwasserkanal (VG Bergtheim)

6.0 Planungen, Nutzungregelungen, Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen; hier: Pflanzgebot P1 "Ansaat" und Pflanzgebot P2 "Hecke"

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB)

Anpflanzung Einzelbaum

7.0 Sonstige Planzeichen
Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und 
Gemeinschaftsanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB); hier: PKW-Stellplätze

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Grenze des Geltungsbereiches des Ausgleichsbebauungsplanes (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Zulässige Dachformen mit Dachneigung (Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO):
FD = Flachdach, Dachneigung max. 5°
PD = Pultdach, Dachneigung max. 10° 
SD = Satteldach, Dachneigung max. 20°

Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 6 BauGB)
hier: Anbauverbotszone der Bundesstraße B 19 in einem Abstand von 20 m zum 
Fahrbahnrand (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 FStrG)

Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 6 BauGB)
hier: Anbaubeschränkungszone der Bundesstraße B 19 in einem Abstand von 40 m zum 
Fahrbahnrand (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 FStrG)

III HINWEISE ZU DEN ZEICHNERISCHEN 
FESTSETZUNGEN

Nutzungsschablone
A) Art der baulichen Nutzung
B) Bauweise
C) max. Grundflächenzahl GRZ 
D) Dachform mit max. Neigung
E) Höhenfestsetzungen mit max. Wandhöhe (WH) bzw. Firsthöhe (FH) m ü. OK FFB EG, 
max. Gebäudehöhe (GH) m ü. NHN (DHHN 2016), max. OK FFB EG m ü. NHN (DHHN 2016)

Flurstücksnummer

Vorhandene Bebauung

Höhenschichtlinie

Bemaßung

Umgrenzung von Schutzgebieten und Schutzobjekten im Sinne des Naturschutzrechts
(§ 9 Abs. 6 BauGB); hier: Fläche der Flachlandbiotopkartierung

Umgrenzung von Anlagen, die dem Denkmalschutz unterliegen
(§ 5 Abs. 4 und § 9 Abs. 6 BauGB); hier: Bodendenkmal (D-6-6026-0144)

Höhenbezugspunkt 263,86 m ü. NHN (DHHN 2016)

bestehende Bäume

a

GE

RR

OK FFB EG max.
263,0 m ü. NHN
(DHHN 2016)

FH (bei SD) max.
13,5 m ü. OK FFB EG

IV TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
1.0 Planungsrechtliche Festsetzungen
1.1 Art der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 8 BauNVO) 
1.1.1 Als Art der baulichen Nutzung wird „Gewerbegebiet“ (GE) gemäß § 8 BauNVO mit folgenden Ein-

schränkungen festgesetzt:

1.1.2 Die nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässige Nutzung „Vergnügungsstätten“ ist 
gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht zulässig. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 20 BauNVO) 

1.2.1 Grundflächenzahl
Die Grundflächenzahl (GRZ) wird auf max. 0,8 festgesetzt.

1.2.2 Innerhalb der Baugrenze gelten folgende Höhenfestsetzungen:
Die zulässige Gebäudehöhe darf eine Höhe von 276,5 m ü. NHN (Deutsches Haupt-Höhennetz, 
2016 DHHN) nicht überschreiten. Die Wandhöhe (bei Pult- und Flachdächern) bzw. Firsthöhe (bei 
Satteldächern) als oberer Bezugspunkt der maximal zulässigen Gebäudehöhe wird über den höch- 
sten Punkt der Dachfläche definiert (u.a. Attika bzw. höchster Schnittpunkt von Dachhaut mit der 
Gebäudeaußenwand bzw. First) und auf max. 9,0 m (WH bei Pult- und Flachdächern) bzw. 13,5 m 
(FH bei Satteldächern) über Oberkante Fertigfußboden EG festgesetzt. Die Oberkante Fertigfußbo- 
den EG wird auf max. 263,0 m ü. NHN (Deutsches Haupt-Höhennetz, 2016 DHHN) als unterer Be- 
zugspunkt festgesetzt.
Die Gebäudehöhe darf durch notwendige untergeordnete technische Aufbauten (wie z.B. Belüftung-, 
Heiz- und Klimaanlagen) um bis zu 1,5 m überschritten werden. Der untere Bezugspunkt für diese 
zulässige Überschreitung stellt der höchste Punkt der Dachfläche dar.

1.3 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO) 
1.3.1 Im Planteil ist die abweichende Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt. Dabei sind die 

Gebäude mit einem seitlichen Grenzabstand zu errichten, wobei die Gebäudelänge abweichend von 
der offenen Bauweise von 50,0 m überschreiten darf, jedoch auf max. 86,0 m begrenzt wird.

1.4 Überbaubare Grundstücksflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 und 4 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO) 

1.4.1 Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen gemäß § 23 BauNVO, sowie 
durch Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen gemäß § 9 Abs. 
1 Nr. 4 BauGB (hier: PKW-Stellplätze) festgesetzt.

1.4.2 Einfriedungen sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

1.4.3 Gemäß § 23 Abs. 5 Satz 1 BauNVO sind untergeordnete Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO 
auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Weiterhin sind gemäß § 23 Abs. 5 
Satz 2 BauNVO auch bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den Abstandsflächen 
zulässig sind oder zugelassen werden können, außerhalb der Baugrenzen zulässig.

1.5 Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 11 BauGB i.V.m. § 12 
BauNVO sowie Art. 47 und 81 Abs. 1 Nr. 4 BayBO)

1.5.1 Die Mindestzahl der notwendigen Stellplätze ist entsprechend der Garagen- und Stellplatzver-
ordnung (GaStellV) nachzuweisen.

1.5.2 Private Stellplätze sind so anzuordnen, dass sie nur über die jeweilige Betriebszufahrt angefahren 
werden können. 

1.5.3 Die Befestigung von Stellplätzen für PKW ist mit wasserdurchlässigen Belägen herzustellen, soweit 
damit keine Gefährdung des Grundwassers oder andere wasserrechtliche Belange verbunden sind. 
Diese sind entsprechend nachzuweisen.

2.0 Grünordnerische Maßnahmen und Flächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 25 BauGB)

2.1 Nicht überbaute Grundstücksflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 25 BauGB)

2.1.1 Die nicht überbauten und versiegelten Grundstücksflächen innerhalb der als Gewerbegebiet (GE) 
festgesetzten Flächen sind wasseraufnahmefähig zu belassen sowie zu begrünen, gärtnerisch 
anzulegen, mit Stauden, Bäumen oder Sträuchern zu bepflanzen und zu unterhalten. Die Pflanzung 
von Nadelgehölzen (z.B. Thuja, Scheinzypresse etc.) sowie von invasiven bzw. ausbreitungsstarken 
Arten (z.B. Kirschlorbeer, Sommerflieder, Blauglockenbaum etc.) ist nicht zulässig.

2.1.2 Kunstrasen und großflächig mit Steinen bedeckte Flächen, auf denen hauptsächlich Steine zur 
Gestaltung verwendet werden und Pflanzen nicht oder nur in geringer Zahl vorkommen, sind nicht 
zulässig.

2.1.3 Die im Bebauungsplan zeichnerisch festgesetzten Pflanzgebote P1 und P2 gelten als zwingender 
Bestandteil des Bebauungsplanes. Die Fläche des Pflanzgebotes P1 ist mit gebietseigenem Saatgut 
des Ursprungsgebietes 11- Südwestdeutsches Bergland (Typ „Blumenwiese“) anzusäen und zu ent-
wickeln.
Die Fläche des Pflanzgebotes P2 ist mit einer 2-reihigen Hecke aus Sträuchern gebietseigener 
Herkunft gem. Artenliste 2 (IV Textliche Festsetzungen, Ziffer 2.3) zu bepflanzen. Die Sträucher sind 
hierfür in einem versetzten Pflanzraster von 1 x 1,5 m zu pflanzen. Auf die geltenden Grenzabstände 
gem. Ziffer 3.0, V Hinweise und Nachrichtliche Übernahmen, wird verwiesen.

2.1.4 Die im Bebauungsplan zeichnerisch festgesetzten Einzelbäume (II Zeichnerische Festsetzungen, 
„Anpflanzung Einzelbaum") gelten als zwingender Bestandteil des Bebauungsplanes. Geringfügige 
Standortänderungen sind zulässig. Die Bäume sind mit heimischen Laubgehölzen entsprechend der 
Artenliste 1 (IV Textliche Festsetzungen, Ziffer 2.3) oder alternativ mit hochstämmigen Obstgehölzen 
alter Sorten (Sortenauswahl unter V Hinweise und Nachrichtliche Übernahmen, Ziffer 4.0) zu 
pflanzen. Die Bäume sind gegen Anfahren und die Wurzelscheiben gegen Überfahren ortsfest mit 
einem Baumschutz oder durch Hochborde zu sichern.

2.2 Pflegemaßnahmen
2.2.1 Sämtliche Pflanzungen sind vom Grundstückseigentümer im Wuchs zu fördern, zu pflegen und vor 

Zerstörung zu schützen. Bei Ausfällen von festgesetzten Pflanzungen gilt, dass Ausfälle von mehr 
als 10 % innerhalb eines Jahres zu ersetzen sind. Der Einsatz von Düngemitteln, Herbiziden, Bio-
ziden, Pestiziden und Rodentiziden ist nicht zulässig.

1ACEFTEMP: Interims-Feldhamsterfläche
Da das Flurstück 816, Gemarkung Opferbaum erst ab Juli 2027 hergerichtet werden kann, ist bei 
Baubeginn vor Funktionstüchtigkeit der Maßnahme 1ACEF eine Interimsfläche auf den Flur-Nrn. 817 
und 818, Gemarkung Opferbaum (ca. 3.600 m²) herzurichten. Diese ist bis zur Funktionsfähigkeit der 
Maßnahme 1ACEF zu erhalten. 
Auf den Flur-Nrn. 817 und 818 sind folgende Maßnahmen durchzuführen: 

Mindestens 12 m breiter Ernteverzichtstreifen: keine Ernte des Getreides bis zum 01.10. 
Verlängerte Stoppelbrache bis zum 15.10.  2 Streifen à 12 m (beidseits des Ernteverzichts)
Umbruch (Bodenbearbeitung) ab dem 16.10. zulässig

Mit den artenschutzrechtlichen Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen können artenschutzrechtliche 
Verbotstatbestände mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden.  

4.0 Ausgleichsmaßnahmen und -flächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 1a BauGB)
Durch die Überplanung von ca. 6.032 m² Ackerfläche ergibt sich nach Abzug des Planungsfaktors 
ein Ausgleichsbedarf von ca. 7.721 WP. Der Ausgleichsbedarf kann aufgrund des Bebauungs- 
konzeptes und der festgesetzten GRZ von 0,8 nicht intern erbracht werden. Daher wird die 
Ausgleichsmaßnahme extern auf dem Flurstück 958 Gemarkung Opferbaum festgesetzt.

Bestand // Entwicklungsziel: intensiv genutzter Acker // Extensiv-Acker mit Pufferstreifen im Süden 

Maßnahmen: 
- Ansaat eines ca. 6 m breiten Wiesenstreifens entlang der südlichen Grundstücksgrenze    
   (Wiesensaatgut gebietseigener Herkunft) 
- Pflanzung von zwei Silber-Weiden innerhalb des Wiesenstreifens (Salix alba; gebietseigene   
  Herkunft, Pflanzmindestqualität verpflanzte Heister, ohne Ballen, Höhe 150-200 cm, ab 6 cm  
  Umfang) 
- Extensive Ackernutzung (Fruchtfolge Wintergetreide, Sommergetreide, Blühfläche) 

- Ansaat Getreide: Doppelter Saatreihenabstand, mind. 20 cm 
- Ansaat Blühfläche: Reduzierte Saatgutmenge

Pflege:
- Keine Düngung
- Keine Pflanzenschutzmittel (ausgenommen in Rücksprache mit UNB)
- Verzicht auf Bewässerung
- Bearbeitungsruhe zwischen 15.03. und 01.07. auf der Ackerfläche
- 1- bis 2-schürige Mahd des Wiesenstreifens

Mit Umsetzung der Ausgleichsfläche wird der Ausgleichsbedarf in ausreichendem Maße 
ausgeglichen. Die Maßnahme fügt sich landschaftsbildlich in das agrarisch geprägte Umfeld ein und 
hat positive Auswirkungen auf die Schutzgüter Wasser, Boden, Landschaftsbild, Tiere, Pflanzen und 
biologische Vielfalt. 

5.0 Örtliche Bauvorschriften
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 BayBO)

5.1 Führung von Ver- und Entsorgungsleitungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB i.V.m. Art. 81 Nr. 1 BayBO)

5.1.1 Geplante Ver- und Entsorgungsleitungen sind unterirdisch zu führen.

5.2 Dachform, Dachneigung (Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO)
5.2.1 Dachform und Dachneigung sind wie folgt zulässig:

- Flachdächer bis max. 5° Dachneigung
- Pultdächer bis max. 10° Dachneigung
- Satteldächer bis max. 20° Dachneigung

5.3 Dacheindeckung und Fassadenverkleidung
(Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO)

5.3.1 Spiegelnde und reflektierende Materialien zur Fassadenverkleidung sind unzulässig. 

5.3.2 Die Dachflächen von Flachdächern sind mindestens mit einem Anteil von 60 % der jeweiligen Dach-
fläche dauerhaft und flächendeckend zu begrünen und/oder mit Photovoltaikmodulen auszustatten. 
Ausgenommen sind Flächen für technisch notwendige Dachaufbauten, Freisitze und Aussichts-
plattformen, Rettungswege sowie Belichtungsflächen.

5.3.3 Dacheindeckungen und Fassadenverkleidungen aus unbeschichteten schwermetallhaltigen 
Materialien (z.B. Kupfer, Zink, Blei) von denen Regenwasser direkt abgeleitet wird, sind nicht 
zulässig.

5.3.4 Die Dacheindeckung für Sattel- und Pultdächer ist in roter, brauner oder anthrazitfarbener 
Farbgebung zulässig. Darüber hinaus ist eine Dachbegrünung zulässig.

5.4 Beleuchtungs- und Werbeanlagen (Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
BayBO und § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

5.4.1 Werbeanlagen mit wechselndem oder bewegtem Licht sind unzulässig.

5.4.2 Im Plangebiet sind Außenbeleuchtung mit folgenden Einschränkungen zulässig:
- Die Farbtemperatur von Beleuchtungsanlagen darf max. 3.000 Kelvin betragen.
- Die Abstrahlrichtung der Beleuchtungsanlagen muss nach unten gerichtet sein.
- Die Beleuchtungsanlagen sind so auszurichten, dass Lichtkegel nicht auf angrenzende Bereiche 
  gerichtet sind.

5.5 Einfriedungen (Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO)
5.5.1 Einfriedungen dürfen eine Höhe von 2,0 m nicht überschreiten. 

5.5.2 Einfriedungen sind ohne Sockel auszubilden, um Kleintieren den Durchschlupf zu ermöglichen. Ein 
Mindestabstand der Einfriedung zum Boden von 15 cm ist zu gewährleisten.

V HINWEISE UND NACHRICHTLICHE 
ÜBERNAHMEN

1.0 Bodendenkmalschutz (Art. 7 Abs. 1 und Art. 8 BayDSchG)
Innerhalb des Geltungsbereiches des Eingriffsbebauungsplanes befinden sich keine bekannten 
Bodendenkmäler. Im näheren Umfeld des Geltungsbereichs bzw. im Bereich der Erschließungs-
straße befindet sich das Bodendenkmal D-6-6026-0144 „Bestattungen der Schnurkeramik und der 
Merowingerzeit sowie Siedlung der Hallstatt- und der frühen Latènezeit“.

Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege weist in seiner Stellungnahme vom 24.02.2025 im 
Rahmen des Scopings daraufhin, dass für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig ist, die 
in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu 
beantragen ist.

Zur Sicherung von obertägig nicht mehr sichtbaren Bodendenkmälern ist auf folgendes hinzuweisen: 
Art. 8 Abs. 1 BayDSchG: Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der 
Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige 
verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks, sowie der Unternehmer 
und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten 
befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund 
eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der 
Arbeiten befreit.

Art. 8 Abs. 2 BayDSchG: Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von 
einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutz-
behörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

2.0 Landwirtschaftliche Emissionen
Auf die von umgebenden landwirtschaftlichen Hofstellen und landwirtschaftlich bewirtschafteten 
Flächen einwirkenden Immissionen (Lärm, Staub, Geruch), ausgelöst durch betriebsübliche land-
wirtschaftliche Nutzungen (zu allen Tages - und Nachtzeiten) wird hingewiesen. Diese sind orts-
üblich, zumutbar und zu dulden, sofern sie nicht über das gemäß den einschlägigen öffentlichen 
Regelungen (z. B. BImSchG) zulässige und zugrunde gelegten Maß hinausgehen.

2.3 Artenauswahl Gehölze (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)
2.3.1 Artenliste 1  heimische klein- bis mittelkronige Laubgehölze (Vorkommensgebiet 5.1 

„Süddeutsches Hügel- und Bergland, Fränkische Platten und Mittelfränkisches Becken“) 
Pflanzmindestgröße: Hochstamm, 3xv, STU 12/14 

Acer campestre Feldahorn
Carpinus betulus Hainbuche 
Malus sylvestris Holzapfel 
Prunus avium Vogel-Kirsche 
Pyrus pyraster Wildbirne 
Sorbus aria Mehlbeere 
Sorbus aucuparia Eberesche
Sorbus domestica Speierling 
Sorbus torminalis Elsbeere

Artenliste 2  heimische, standortgerechte Sträucher 
(Vorkommensgebiet 5.1 „Süddeutsches Hügel- und Bergland, Fränkische Platten und 
Mittelfränkisches Becken“) 
Pflanzmindestgröße: vStr, mind. 3 Triebe, h 60-100 
Cornus mas Kornelkirsche 
Cornus sanguinea Blutroter Hartriegel 
Corylus avellana Europäische Hasel 
Crataegus laevigata Zweigriffliger Weißdorn 
Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn 
Euonymus europaeus Gewöhnliches Pfaffenhütchen 
Ligustrum vulgare Gewöhnlicher Liguster 
Lonicera xylosteum Rote Heckenkirsche 
Prunus spinosa Schlehe 
Rosa canina Hunds-Rose 
Salix purpurea Purpur-Weide 
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Viburnum lantana Wolliger Schneeball

2.4 Vollzugsfristen
2.4.1 Festgesetzte Begrünungsmaßnahmen sind innerhalb von einem Jahr nach Beginn der Baumaß-

nahmen abzuschließen.

3.0 Artenschutzrechtliche Vermeidungs- und Ausgleichs-
maßnahmen (§ 44 BNatSchG)
1V: Baufeldbeschränkung 
Das Baufeld bleibt auf das Baugrundstück beschränkt. Baustelleneinrichtung und Lagerflächen soll- 
ten innerhalb oder auf bereist versiegelten bzw. beeinträchtigen Flächen angelegt. Eine zusätzliche 
temporäre Beanspruchung von bisher unversiegelten Flächen außerhalb des Baugrundstücks ist 
nicht zulässig. 
Die Gehölze im Umfeld dürfen nicht geschädigt werden. 

 
2V: Baufeldräumung unter Berücksichtigung ökologischer Lebensraumansprüche Feldhams- 
ter (und Feldvögel) 
Vor Beginn der Bauarbeiten, die mit Eingriffen in den Boden verbunden sind, ist sicherzustellen, 
dass keine belaufenen Feldhamsterbaue und keine Vogelbruten vorhanden sind. Eine Baufeldfrei- 
gabe kann nur erfolgen, wenn dies fachgutachterlich bestätigt werden kann. 

Ansaat der CEF-Flächen bereits im Vorjahr oder bei einem Baubeginn im Sommer im Frühjahr
des gleichen Jahres. Bei geplantem Baubeginn im Frühjahr: Im Baufeld muss spätestens ab 01. 
März bis zum Beginn der Baumaßnahmen eine Schwarzbrache hergestellt werden (vegetations- 
freier, eingeebneter Zustand). Diese muss bis Baubeginn oder maximal bis zum 30. September 
vegetationsfrei gehalten werden (mindestens alle vier Wochen fein geeggte Schwarzbrache), um 
ein Ansiedeln von Vögeln und eine Einwanderung von Feldhamstern zu vermeiden. Die Herstell- 
ung der Schwarzbrache ist nur möglich, wenn nachweislich keine Feldhamster im Baufeld 
überwintern fachgutachterliche Kontrolle. 
Bei geplantem Baubeginn im Sommer: Ansaat des Baufeldes inkl. aller Nebenflächen im Jahr des 
Baubeginns mit einer für Feldhamster unattraktiven Feldfrucht: Raps, Silagemais oder Hirse als 
Energiepflanze. Ernte günstiger Weise bis Mitte Juli zu Beginn der Getreideernte im Umfeld mit 
Belassen der Stoppel. Eine Ernte zu einem späteren Zeitpunkt ist auch bis spätestens Anfang 
September möglich, dann besteht jedoch die geringe Gefahr einer Einwanderung von Feldhams- 
tern, da die Felder in der Umgebung nach der Ernte keine Deckung mehr bieten und Tiere ab-
wandern müssen. Nach der Ernte der Feldfrucht ist keine Bodenbearbeitung zulässig. 
Kontrolle des Baufeldes vor Baubeginn auf Feldhamsterbaue und Vogelbruten: Kann ein belau- 
fener Feldhamsterbau oder eine Vogelbrut vor dem Baubeginn nicht sicher ausgeschlossen wer- 
den, muss in Absprache mit den Naturschutzbehörden das weitere Vorgehen festgelegt werden. 

3V: Insektenfreundliche Beleuchtung 
Einsatz von abgeschirmten, insektenfreundlichen Lampen im Außenbereich nach Stand der 
Technik deren Abstrahlung nach unten gerichtet ist (z.B. LED mit einer Lichtfarbe von 1800 bis 
2200 K, maximal von 3.000 K, möglichst geringer Lichtintensität, geschlossenen Gehäusen, 
geringer Oberflächentemperatur und einer möglichst geringen Masthöhe). 
Die Leuchtkörper sind so auszurichten, dass der Lichtkegel nur auf den zu beleuchtenden 
Bereich und nicht auf die Flugrouten, Quartiere und Jagdhabitate von Fledermäusen gerichtet ist 
Zur Minimierung der eingesetzten Lichtmenge sind automatische Lichtschaltanlagen im Außen- 
bereich mit Bewegungs- und Präsenzsensoren zu empfehlen. 

4V: Vermeidung von anlagenbedingter Tötung oder Verletzung durch Kollision 
Berücksichtigung von baulichen Maßnahmen zur Reduktion des Kollisionsrisikos von Vögeln bei der 
Gestaltung der Gewerbegebäude, v.a. an Glasscheiben und spiegelnden Materialien (z.B. Verwen- 
dung von reflexionsarmem Glas, Vermeidung von Durchsichten).

1ACEF: Feldhamster fördernde Bewirtschaftung
Innerhalb der Flur-Nr. 816, Gemarkung Opferbaum ist eine Fläche von mind. 3.025 m² Feldhamster 
fördernd zu bewirtschaften. Hierzu werden nebeneinander liegende Streifen im Mischanbau 
bewirtschaftet. Die Streifen müssen ca. 6-15 m breit sein, nebeneinanderliegen und dürfen nicht 
parallel zu evtl. vorhandenen Gehölzgruppen oder Hecken verlaufen. Die Vorgewender können zu 
einfacherer Bewirtschaftung mit einer einheitlichen Feldfrucht angesät werden. 
Ansaat der Streifen (je ein Drittel der Fläche): 

Ansaat des Getreidestreifens mit reduzierter Saatgutmenge (max. 50  70% der regulären 
Saatgutmenge). 
o Ernteverzicht der Getreidestreifen bis zum 01.10. Anschließend kann nach dem 01. Oktober 

gemulcht oder flach gegrubbert werden. Ab dem 15. Oktober ist auch flaches Pflügen bis ca. 
25 cm Tiefe gestattet. 

o Bei starkem Auftreten von Problemunkräutern oder gräsern darf eine Herbizidmaßnahme mit 
einem problemunkrautspezifischen Herbizid maximal einmal pro Jahr, aber nur im Bereich 
der auftretenden Problemunkräuter, durchgeführt werden. Diese Maßnahme muss während 
des Getreideaufwuchses erfolgen. 

o Der Getreidestreifen wird regelmäßige jährlich nachgesät, wobei sowohl Winter- als auch 
Sommergetreide verwendet werden darf. Entsprechend der neuen GAP-Reform muss 
spätestens im dritten Jahr ein Fruchtwechsel erfolgen. Folgt in einem Jahr ein 
Sommergetreideanbau auf ein Wintergetreide, so wird empfohlen. das Wintergetreide über 
den Winter stehen zu lassen, um Rebhühnern und Feldhasen Schutz zu bieten. 

Ansaat der Luzerne bzw. Luzernegras (maximaler Grasanteil von 40 %) möglichst bereits im 
Vorjahr als Untersaat anlegen 
o Im Laufe des Jahres müssen je nach Witterungsbedingungen zwei bis drei Schnitte, 

frühestens ab dem 15. Mai (Voraussetzung Getreide ist bereits mind. 20 cm hoch) durch- 
geführt werden, wobei die Luzerne mindestens einmal im Jahr blühen muss. Der Luzerne- 
Streifen wird 3 bis 4 Jahre stehen gelassen. Sofern eine zweiten Ansaat nötig ist, sollte die 
Luzerne im Frühjahr gesät werden. Der Umbruch vor einer Neuansaat darf erst ab dem 15. 
Oktober und nur bis zu einer Tiefe von 25 cm erfolgen. 

Der Blühstreifen ist mit einer standortspezifischen Saatmischung regionaler Herkunft unter 
Beachtung der standorttypischen Segetalvegetation mit reduzierter Saatgutmenge (mx. 50-70 % 
der regulären Saatgutmenge) zur Erzielung eines lückigen Bestands einzusäen. 
o Die Aussaat erfolgt im Frühjahr oder Herbst. Ein Schröpfschnitt im Ansaatjahr ist erlaubt. Ab 

dann darf nur im Herbst nach dem 01. Oktober bis zum 15. November (so spät wie möglich) 
und nicht mehr als 50 % der Fläche des Blühstreifens gemulcht werden (zur Erfüllung der 
staatlichen Vorgaben zur Mindestbewirtschaftung von Ackerflächen; Code 918). 

o Ein entsprechender Antrag auf Befreiung von der jährlichen Pflegeverpflichtung muss vom 
Landwirt beim zuständigen Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (AELF) gestellt 
werden. 

o Bei einer Neuanlage des Blühstreifens darf der Umbruch erst ab dem 15. Oktober und nur 
bis zu einer Tiefe von maximal 25 cm erfolgen. 

Auf der gesamten Ausgleichsfläche ist ganzjährig auf das Ausbringen von Rodentiziden, Insekti- 
ziden, Herbiziden (Sonderregelung für Getreidestreifen siehe oben) und Wachstumsregulatoren 
sowie von Klärschlamm zu verzichten. Die Ausbringung von flüssigen organischen Wirtschafts- 
düngern ist nur nach Ende der Sperrfrist im Winterausgang und bis zum 15. April standort- 
angepasst gestattet. Feldarbeiten, insbesondere die Ernte, dürfen nur am Tag durchgeführt 
werden, nicht in der Dämmerung oder in der Nacht. 
Im ersten Jahr ist eine Ansaat von Wintergetreide mit Ernteverzicht bis zum 01.10. auf etwa 50% 
der Fläche möglich in Kombination mit einer verlängerten Stoppelbrache bis zum 15.10. bei 
hohem Schnitt. 
Im Rahmen der landwirtschaftlichen Praxis ist ein regelmäßiger Fruchtfolgewechsel der Streifen 
erforderlich. 

1ACEFTEMP: Interims-Feldhamsterfläche
Da das Flurstück 816, Gemarkung Opferbaum erst ab Juli 2027 hergerichtet werden kann, ist bei 
Baubeginn vor Funktionstüchtigkeit der Maßnahme 1ACEF eine Interimsfläche auf den Flur-Nrn. 817 
und 818, Gemarkung Opferbaum (ca. 3.600 m²) herzurichten. Diese ist bis zur Funktionsfähigkeit der 
Maßnahme 1ACEF zu erhalten. 
Auf den Flur-Nrn. 817 und 818 sind folgende Maßnahmen durchzuführen: 

Mindestens 12 m breiter Ernteverzichtstreifen: keine Ernte des Getreides bis zum 01.10. 
Verlängerte Stoppelbrache bis zum 15.10.  2 Streifen à 12 m (beidseits des Ernteverzichts)
Umbruch (Bodenbearbeitung) ab dem 16.10. zulässig

Mit den artenschutzrechtlichen Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen können artenschutzrechtliche 
Verbotstatbestände mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden.  

4.0 Ausgleichsmaßnahmen und -flächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 1a BauGB)
Durch die Überplanung von ca. 6.032 m² Ackerfläche ergibt sich nach Abzug des Planungsfaktors 
ein Ausgleichsbedarf von ca. 7.721 WP. Der Ausgleichsbedarf kann aufgrund des Bebauungs- 
konzeptes und der festgesetzten GRZ von 0,8 nicht intern erbracht werden. Daher wird die 
Ausgleichsmaßnahme extern auf dem Flurstück 958 Gemarkung Opferbaum festgesetzt.

Bestand // Entwicklungsziel: intensiv genutzter Acker // Extensiv-Acker mit Pufferstreifen im Süden 

Maßnahmen: 
- Ansaat eines ca. 6 m breiten Wiesenstreifens entlang der südlichen Grundstücksgrenze    
   (Wiesensaatgut gebietseigener Herkunft) 
- Pflanzung von zwei Silber-Weiden innerhalb des Wiesenstreifens (Salix alba; gebietseigene   
  Herkunft, Pflanzmindestqualität verpflanzte Heister, ohne Ballen, Höhe 150-200 cm, ab 6 cm  
  Umfang) 
- Extensive Ackernutzung (Fruchtfolge Wintergetreide, Sommergetreide, Blühfläche) 

- Ansaat Getreide: Doppelter Saatreihenabstand, mind. 20 cm 
- Ansaat Blühfläche: Reduzierte Saatgutmenge

Pflege:
- Keine Düngung
- Keine Pflanzenschutzmittel (ausgenommen in Rücksprache mit UNB)
- Verzicht auf Bewässerung
- Bearbeitungsruhe zwischen 15.03. und 01.07. auf der Ackerfläche
- 1- bis 2-schürige Mahd des Wiesenstreifens

Mit Umsetzung der Ausgleichsfläche wird der Ausgleichsbedarf in ausreichendem Maße 
ausgeglichen. Die Maßnahme fügt sich landschaftsbildlich in das agrarisch geprägte Umfeld ein und 
hat positive Auswirkungen auf die Schutzgüter Wasser, Boden, Landschaftsbild, Tiere, Pflanzen und 
biologische Vielfalt. 

5.0 Örtliche Bauvorschriften
(§ 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. Art. 81 BayBO)

5.1 Führung von Ver- und Entsorgungsleitungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB i.V.m. Art. 81 Nr. 1 BayBO)

5.1.1 Geplante Ver- und Entsorgungsleitungen sind unterirdisch zu führen.

5.2 Dachform, Dachneigung (Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO)
5.2.1 Dachform und Dachneigung sind wie folgt zulässig:

- Flachdächer bis max. 5° Dachneigung
- Pultdächer bis max. 10° Dachneigung
- Satteldächer bis max. 20° Dachneigung

5.3 Dacheindeckung und Fassadenverkleidung
(Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO)

5.3.1 Spiegelnde und reflektierende Materialien zur Fassadenverkleidung sind unzulässig. 

5.3.2 Die Dachflächen von Flachdächern sind mindestens mit einem Anteil von 60 % der jeweiligen Dach-
fläche dauerhaft und flächendeckend zu begrünen und/oder mit Photovoltaikmodulen auszustatten. 
Ausgenommen sind Flächen für technisch notwendige Dachaufbauten, Freisitze und Aussichts-
plattformen, Rettungswege sowie Belichtungsflächen.

5.3.3 Dacheindeckungen und Fassadenverkleidungen aus unbeschichteten schwermetallhaltigen 
Materialien (z.B. Kupfer, Zink, Blei) von denen Regenwasser direkt abgeleitet wird, sind nicht 
zulässig.

5.3.4 Die Dacheindeckung für Sattel- und Pultdächer ist in roter, brauner oder anthrazitfarbener 
Farbgebung zulässig. Darüber hinaus ist eine Dachbegrünung zulässig.

5.4 Beleuchtungs- und Werbeanlagen (Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
BayBO und § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

5.4.1 Werbeanlagen mit wechselndem oder bewegtem Licht sind unzulässig.

5.4.2 Im Plangebiet sind Außenbeleuchtung mit folgenden Einschränkungen zulässig:
- Die Farbtemperatur von Beleuchtungsanlagen darf max. 3.000 Kelvin betragen.
- Die Abstrahlrichtung der Beleuchtungsanlagen muss nach unten gerichtet sein.
- Die Beleuchtungsanlagen sind so auszurichten, dass Lichtkegel nicht auf angrenzende Bereiche 
  gerichtet sind.

5.5 Einfriedungen (Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO)
5.5.1 Einfriedungen dürfen eine Höhe von 2,0 m nicht überschreiten. 

5.5.2 Einfriedungen sind ohne Sockel auszubilden, um Kleintieren den Durchschlupf zu ermöglichen. Ein 
Mindestabstand der Einfriedung zum Boden von 15 cm ist zu gewährleisten.

V HINWEISE UND NACHRICHTLICHE 
ÜBERNAHMEN

1.0 Bodendenkmalschutz (Art. 7 Abs. 1 und Art. 8 BayDSchG)
Innerhalb des Geltungsbereiches des Eingriffsbebauungsplanes befinden sich keine bekannten 
Bodendenkmäler. Im näheren Umfeld des Geltungsbereichs bzw. im Bereich der Erschließungs-
straße befindet sich das Bodendenkmal D-6-6026-0144 „Bestattungen der Schnurkeramik und der 
Merowingerzeit sowie Siedlung der Hallstatt- und der frühen Latènezeit“.

Das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege weist in seiner Stellungnahme vom 24.02.2025 im 
Rahmen des Scopings daraufhin, dass für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes eine denkmalrechtliche Erlaubnis gem. Art. 7 Abs. 1 BayDSchG notwendig ist, die 
in einem eigenständigen Erlaubnisverfahren bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu 
beantragen ist.

Zur Sicherung von obertägig nicht mehr sichtbaren Bodendenkmälern ist auf folgendes hinzuweisen: 
Art. 8 Abs. 1 BayDSchG: Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der 
Unteren Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur Anzeige 
verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks, sowie der Unternehmer 
und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige eines der Verpflichteten 
befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund 
eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der 
Arbeiten befreit.

Art. 8 Abs. 2 BayDSchG: Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von 
einer Woche nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutz-
behörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der Arbeiten gestattet.

2.0 Landwirtschaftliche Emissionen
Auf die von umgebenden landwirtschaftlichen Hofstellen und landwirtschaftlich bewirtschafteten 
Flächen einwirkenden Immissionen (Lärm, Staub, Geruch), ausgelöst durch betriebsübliche land-
wirtschaftliche Nutzungen (zu allen Tages - und Nachtzeiten) wird hingewiesen. Diese sind orts-
üblich, zumutbar und zu dulden, sofern sie nicht über das gemäß den einschlägigen öffentlichen 
Regelungen (z. B. BImSchG) zulässige und zugrunde gelegten Maß hinausgehen.

3.0 Grenzabstände
Bei allen Pflanzungen sind die Vorgaben des jeweiligen Versorgungsträgers sowie die Grenz-
abstände entsprechend des aktuellen Nachbarrechts gemäß des Bürgerlichen Gesetzbuches 
(BGB) i.V.m. dem Gesetz zur Ausführung des Bürgerlichen Gesetzbuches (AGBGB) zu berück-
sichtigen.

4.0 Auswahlliste Obstgehölze
Pflanzmindestgröße: Hochstamm, 3xv, STU 10/12 

Apfel in Sorten: „Brettacher“, „Engelberger“, „Erbachshöfer“, „Goldparmäne“, „Hauxapfel“, 
„Jakob Lebel“, „Landsberger Renette“, „Maunzenapfel“ 

Birne in Sorten: „Großer Katzenkopf“, „Gellerts Butterbirne“, „Gelbmostler“, „Weilersche 
Mostbirne“ 

Kirsche in Sorten: „Große Schwarze Knorpelkirsche“, „Büttners Rote Knorpelkirsche“, 
„Haumüllers Mitteldicke“ 

Pflaume in Sorten: „Bühler Frühzwetschge“, „Fränkische Hauszwetschge“, „Wangenheims 
Frühzwetschge“, „Graf Althans Reneklode“, „Große Grüne Reneklode“, 
„Mirabelle von Nancy“

5.0 Schutz des Baumbestandes außerhalb des Geltungs-
bereiches
Im Norden angrenzend an den Geltungsbereich („Baumbestand“) besteht ein älterer Baum mit 
Überhang. Dieser Baum ist vor Beschädigungen durch den Baubetrieb sowie den Gewerbebetrieb 
zu schützen. Beeinträchtigungen sind nach Vorgabe einschlägiger Richtlinien („Richtlinien zum 
Schutz von Bäumen und Vegetationsbeständenbei Baumaßnahmen“ (R SBB)i. V. m. DIN 18920 und 
der ZTV-Baumpflege; mittels Bauzaun) vorzubeugen. Bei Abgrabungen im Wurzelbereich sind die 
Wurzeln mittels Handschachtung schonend freizulegen und falls notwendig schneidend zu durch-
trennen. Bei Beschädigung oder Verlust ist das weitere Vorgehen bzw. eine Ersatzpflanzung mit der 
VG Bergtheim abzustimmen.

6.0 Solaranlagen 
Auf die Vorgaben des Art. 44a Abs. 2 BayBO zur Errichtung von Solaranlagen auf Dächern von 
Nichtwohngebäuden wird hingewiesen.

7.0 Umgang mit wassergefährdenden Stoffen
Das Landratsamt Würzburg (Wasserrecht) weist in seiner Stellungnahme vom 24.02.2025 daraufhin, 
dass beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, allgemein wassergefährdenden Stoffen bzw. 
Stoffen, aus denen sich wassergefährdende Stoffe herauslösen können insbesondere § 62 WHG in 
Verbindung mit der „Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen  
AwSV“, sowie die allgemein anerkannten Regeln der Technik (z. B. DIN-Normen, TRwS usw.) zu 
beachten und einzuhalten ist.
Ebenso sind die allgemein anerkannten Regeln der Technik, z. B. DIN-Normen, TRwS usw. einzu-
halten. Die Lagerbehälter, die Armaturen und Sicherheitseinrichtungen, Auffangwannen, Rohr-
leitungen, sowie die jeweiligen Bodenbefestigungen usw. müssen für das jeweilige Medium zuge-
lassen sein. Die Anzeigepflicht für die Lagerung von wassergefährdenden Stoffen richtet sich nach § 
40 der AwSV.

8.0 Bodenschutz (§ 202 BauGB)
Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen 
anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten 
und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen.

9.0 Immissionsschutz
Das schalltechnische Gutachten von Wölfel Engineering GmbH & Co. KG, vom 03.07.2026, ist Be- 
standteil des Bebauungsplanes.
Bei Bauvorhaben im Genehmigungs- oder Freistellungsverfahren ist ein schalltechnischer Nachweis 
über die Einhaltung der Orientierungswerte bzw. der Immissionsschutzrichtwerte zu erbringen.

IV TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
1.0 Planungsrechtliche Festsetzungen
1.1 Art der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 8 BauNVO) 
1.1.1 Als Art der baulichen Nutzung wird „Gewerbegebiet“ (GE) gemäß § 8 BauNVO mit folgenden Ein-

schränkungen festgesetzt:

1.1.2 Die nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässige Nutzung „Vergnügungsstätten“ ist 
gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 BauNVO nicht zulässig. 

1.2 Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 20 BauNVO) 

1.2.1 Grundflächenzahl
Die Grundflächenzahl (GRZ) wird auf max. 0,8 festgesetzt.

1.2.2 Innerhalb der Baugrenze gelten folgende Höhenfestsetzungen:
Die zulässige Gebäudehöhe darf eine Höhe von 276,5 m ü. NHN (Deutsches Haupt-Höhennetz, 
2016 DHHN) nicht überschreiten. Die Wandhöhe (bei Pult- und Flachdächern) bzw. Firsthöhe (bei 
Satteldächern) als oberer Bezugspunkt der maximal zulässigen Gebäudehöhe wird über den höch- 
sten Punkt der Dachfläche definiert (u.a. Attika bzw. höchster Schnittpunkt von Dachhaut mit der 
Gebäudeaußenwand bzw. First) und auf max. 9,0 m (WH bei Pult- und Flachdächern) bzw. 13,5 m 
(FH bei Satteldächern) über Oberkante Fertigfußboden EG festgesetzt. Die Oberkante Fertigfußbo- 
den EG wird auf max. 263,0 m ü. NHN (Deutsches Haupt-Höhennetz, 2016 DHHN) als unterer Be- 
zugspunkt festgesetzt.
Die Gebäudehöhe darf durch notwendige untergeordnete technische Aufbauten (wie z.B. Belüftung-, 
Heiz- und Klimaanlagen) um bis zu 1,5 m überschritten werden. Der untere Bezugspunkt für diese 
zulässige Überschreitung stellt der höchste Punkt der Dachfläche dar.

1.3 Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO) 
1.3.1 Im Planteil ist die abweichende Bauweise gemäß § 22 Abs. 4 BauNVO festgesetzt. Dabei sind die 

Gebäude mit einem seitlichen Grenzabstand zu errichten, wobei die Gebäudelänge abweichend von 
der offenen Bauweise von 50,0 m überschreiten darf, jedoch auf max. 86,0 m begrenzt wird.

1.4 Überbaubare Grundstücksflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 und 4 BauGB i.V.m. § 23 BauNVO) 

1.4.1 Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen gemäß § 23 BauNVO, sowie 
durch Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen gemäß § 9 Abs. 
1 Nr. 4 BauGB (hier: PKW-Stellplätze) festgesetzt.

1.4.2 Einfriedungen sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

1.4.3 Gemäß § 23 Abs. 5 Satz 1 BauNVO sind untergeordnete Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO 
auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. Weiterhin sind gemäß § 23 Abs. 5 
Satz 2 BauNVO auch bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den Abstandsflächen 
zulässig sind oder zugelassen werden können, außerhalb der Baugrenzen zulässig.

1.5 Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 11 BauGB i.V.m. § 12 
BauNVO sowie Art. 47 und 81 Abs. 1 Nr. 4 BayBO)

1.5.1 Die Mindestzahl der notwendigen Stellplätze ist entsprechend der Garagen- und Stellplatzver-
ordnung (GaStellV) nachzuweisen.

1.5.2 Private Stellplätze sind so anzuordnen, dass sie nur über die jeweilige Betriebszufahrt angefahren 
werden können. 

1.5.3 Die Befestigung von Stellplätzen für PKW ist mit wasserdurchlässigen Belägen herzustellen, soweit 
damit keine Gefährdung des Grundwassers oder andere wasserrechtliche Belange verbunden sind. 
Diese sind entsprechend nachzuweisen.

2.0 Grünordnerische Maßnahmen und Flächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 25 BauGB)

2.1 Nicht überbaute Grundstücksflächen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15, 25 BauGB)

2.1.1 Die nicht überbauten und versiegelten Grundstücksflächen innerhalb der als Gewerbegebiet (GE) 
festgesetzten Flächen sind wasseraufnahmefähig zu belassen sowie zu begrünen, gärtnerisch 
anzulegen, mit Stauden, Bäumen oder Sträuchern zu bepflanzen und zu unterhalten. Die Pflanzung 
von Nadelgehölzen (z.B. Thuja, Scheinzypresse etc.) sowie von invasiven bzw. ausbreitungsstarken 
Arten (z.B. Kirschlorbeer, Sommerflieder, Blauglockenbaum etc.) ist nicht zulässig.

2.1.2 Kunstrasen und großflächig mit Steinen bedeckte Flächen, auf denen hauptsächlich Steine zur 
Gestaltung verwendet werden und Pflanzen nicht oder nur in geringer Zahl vorkommen, sind nicht 
zulässig.

2.1.3 Die im Bebauungsplan zeichnerisch festgesetzten Pflanzgebote P1 und P2 gelten als zwingender 
Bestandteil des Bebauungsplanes. Die Fläche des Pflanzgebotes P1 ist mit gebietseigenem Saatgut 
des Ursprungsgebietes 11- Südwestdeutsches Bergland (Typ „Blumenwiese“) anzusäen und zu ent-
wickeln.
Die Fläche des Pflanzgebotes P2 ist mit einer 2-reihigen Hecke aus Sträuchern gebietseigener 
Herkunft gem. Artenliste 2 (IV Textliche Festsetzungen, Ziffer 2.3) zu bepflanzen. Die Sträucher sind 
hierfür in einem versetzten Pflanzraster von 1 x 1,5 m zu pflanzen. Auf die geltenden Grenzabstände 
gem. Ziffer 3.0, V Hinweise und Nachrichtliche Übernahmen, wird verwiesen.

2.1.4 Die im Bebauungsplan zeichnerisch festgesetzten Einzelbäume (II Zeichnerische Festsetzungen, 
„Anpflanzung Einzelbaum") gelten als zwingender Bestandteil des Bebauungsplanes. Geringfügige 
Standortänderungen sind zulässig. Die Bäume sind mit heimischen Laubgehölzen entsprechend der 
Artenliste 1 (IV Textliche Festsetzungen, Ziffer 2.3) oder alternativ mit hochstämmigen Obstgehölzen 
alter Sorten (Sortenauswahl unter V Hinweise und Nachrichtliche Übernahmen, Ziffer 4.0) zu 
pflanzen. Die Bäume sind gegen Anfahren und die Wurzelscheiben gegen Überfahren ortsfest mit 
einem Baumschutz oder durch Hochborde zu sichern.

2.2 Pflegemaßnahmen
2.2.1 Sämtliche Pflanzungen sind vom Grundstückseigentümer im Wuchs zu fördern, zu pflegen und vor 

Zerstörung zu schützen. Bei Ausfällen von festgesetzten Pflanzungen gilt, dass Ausfälle von mehr 
als 10 % innerhalb eines Jahres zu ersetzen sind. Der Einsatz von Düngemitteln, Herbiziden, Bio-
ziden, Pestiziden und Rodentiziden ist nicht zulässig.

I PRÄAMBEL
Auf Grundlage des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit der 
bayerischen Gemeindeordnung (GO) hat der Gemeinderat der Gemeinde Bergtheim den vor-
liegenden Bebauungsplan "Am Schäferweg" in Opferbaum am . . . . . . . . . . . als Satzung 
beschlossen.

Die Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes „Am Schäferweg" erfolgt auf der Grundlage der 
zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Gesetze und Verordnungen, wie Baugesetzbuch 
(BauGB), Bayer. Bauordnung (BayBO), Baunutzungsverordnung (BauNVO), Planzeichenverordnung 
(PlanZV), Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), Bayerisches Denkmalschutzgesetz (BayDSchG), 
Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) und Straßenverkehrs-Ordnung (StVO).

Plangrundlage:
Die verwendete Planunterlage enthält die planungsrelevanten Grenzen und Bezeichnungen der 
Flurstücke des Liegenschaftskatasters mit Stand vom 03.09.2024. Sie ist hinsichtlich der planungs- 
relevanten Bestandteile geometrisch eindeutig.

Wichtige Hinweise zur Koordinatengrundlage:
Angegebene Koordinaten beziehen sich auf das Lagebezugssystem
ETRS89 / UTM Zone 32 (EPSG 25832).

II ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN
1.0 Art der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 8 BauNVO)
“Gewerbegebiet“ (GE) gemäß § 8 BauNVO

2.0 Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 20 BauNVO)

max. Grundflächenzahl (GRZ)

max. Wandhöhe (bei Pult- und Flachdächern) m ü. OK FFB EG

max. Firsthöhe (bei Satteldächern) m ü. OK FFB EG

max. Gebäudehöhe m ü. NHN (Deutsches Haupt-Höhennetz, 2016 DHHN)

max. Oberkante Fertigfußboden im Erdgeschoss m ü. NHN 
(Deutsches Haupt-Höhennetz, 2016 DHHN)

3.0 Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Abweichende Bauweise

Baugrenze

4.0 Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und 
Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen; Anlagen, Ein-
richtungen und sonstige Maßnahmen, die dem Klimawandel 
entgegenwirken (§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB)

Standort Regenrückhaltung (unterirdisch)

5.0 Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

Unterirdisch Bestand 20kV-Stromkabel (ÜZ Mainfranken)

Unterirdisch Bestand 1kV-Stromkabel sowie Nachrichtenkabel/Lichtwellenleiterkabel 
(ÜZ Mainfranken, Bayernwerk)

Unterirdisch Bestand Telekommunikation (Deutsche Telekom)

Unterirdisch Bestand Trinkwasserleitung (VG Bergtheim)

Unterirdisch Bestand Abwasserkanal (VG Bergtheim)

6.0 Planungen, Nutzungregelungen, Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen; hier: Pflanzgebot P1 "Ansaat" und Pflanzgebot P2 "Hecke"

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB)

Anpflanzung Einzelbaum

7.0 Sonstige Planzeichen
Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und 
Gemeinschaftsanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB); hier: PKW-Stellplätze

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Grenze des Geltungsbereiches des Ausgleichsbebauungsplanes (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Zulässige Dachformen mit Dachneigung (Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO):
FD = Flachdach, Dachneigung max. 5°
PD = Pultdach, Dachneigung max. 10° 
SD = Satteldach, Dachneigung max. 20°

Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 6 BauGB)
hier: Anbauverbotszone der Bundesstraße B 19 in einem Abstand von 20 m zum 
Fahrbahnrand (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 FStrG)

Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 6 BauGB)
hier: Anbaubeschränkungszone der Bundesstraße B 19 in einem Abstand von 40 m zum 
Fahrbahnrand (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 FStrG)

III HINWEISE ZU DEN ZEICHNERISCHEN 
FESTSETZUNGEN

Nutzungsschablone
A) Art der baulichen Nutzung
B) Bauweise
C) max. Grundflächenzahl GRZ 
D) Dachform mit max. Neigung
E) Höhenfestsetzungen mit max. Wandhöhe (WH) bzw. Firsthöhe (FH) m ü. OK FFB EG, 
max. Gebäudehöhe (GH) m ü. NHN (DHHN 2016), max. OK FFB EG m ü. NHN (DHHN 2016)

Flurstücksnummer

Vorhandene Bebauung

Höhenschichtlinie

Bemaßung

Umgrenzung von Schutzgebieten und Schutzobjekten im Sinne des Naturschutzrechts
(§ 9 Abs. 6 BauGB); hier: Fläche der Flachlandbiotopkartierung

Umgrenzung von Anlagen, die dem Denkmalschutz unterliegen
(§ 5 Abs. 4 und § 9 Abs. 6 BauGB); hier: Bodendenkmal (D-6-6026-0144)

Höhenbezugspunkt 263,86 m ü. NHN (DHHN 2016)

bestehende Bäume

2.3 Artenauswahl Gehölze (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)
2.3.1 Artenliste 1  heimische klein- bis mittelkronige Laubgehölze (Vorkommensgebiet 5.1 

„Süddeutsches Hügel- und Bergland, Fränkische Platten und Mittelfränkisches Becken“) 
Pflanzmindestgröße: Hochstamm, 3xv, STU 12/14 

Acer campestre Feldahorn
Carpinus betulus Hainbuche 
Malus sylvestris Holzapfel 
Prunus avium Vogel-Kirsche 
Pyrus pyraster Wildbirne 
Sorbus aria Mehlbeere 
Sorbus aucuparia Eberesche
Sorbus domestica Speierling 
Sorbus torminalis Elsbeere

Artenliste 2  heimische, standortgerechte Sträucher 
(Vorkommensgebiet 5.1 „Süddeutsches Hügel- und Bergland, Fränkische Platten und 
Mittelfränkisches Becken“) 
Pflanzmindestgröße: vStr, mind. 3 Triebe, h 60-100 
Cornus mas Kornelkirsche 
Cornus sanguinea Blutroter Hartriegel 
Corylus avellana Europäische Hasel 
Crataegus laevigata Zweigriffliger Weißdorn 
Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn 
Euonymus europaeus Gewöhnliches Pfaffenhütchen 
Ligustrum vulgare Gewöhnlicher Liguster 
Lonicera xylosteum Rote Heckenkirsche 
Prunus spinosa Schlehe 
Rosa canina Hunds-Rose 
Salix purpurea Purpur-Weide 
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Viburnum lantana Wolliger Schneeball

2.4 Vollzugsfristen
2.4.1 Festgesetzte Begrünungsmaßnahmen sind innerhalb von einem Jahr nach Beginn der Baumaß-

nahmen abzuschließen.

3.0 Artenschutzrechtliche Vermeidungs- und Ausgleichs-
maßnahmen (§ 44 BNatSchG)
1V: Baufeldbeschränkung 
Das Baufeld bleibt auf das Baugrundstück beschränkt. Baustelleneinrichtung und Lagerflächen soll- 
ten innerhalb oder auf bereist versiegelten bzw. beeinträchtigen Flächen angelegt. Eine zusätzliche 
temporäre Beanspruchung von bisher unversiegelten Flächen außerhalb des Baugrundstücks ist 
nicht zulässig. 
Die Gehölze im Umfeld dürfen nicht geschädigt werden. 

 
2V: Baufeldräumung unter Berücksichtigung ökologischer Lebensraumansprüche Feldhams- 
ter (und Feldvögel) 
Vor Beginn der Bauarbeiten, die mit Eingriffen in den Boden verbunden sind, ist sicherzustellen, 
dass keine belaufenen Feldhamsterbaue und keine Vogelbruten vorhanden sind. Eine Baufeldfrei- 
gabe kann nur erfolgen, wenn dies fachgutachterlich bestätigt werden kann. 

Ansaat der CEF-Flächen bereits im Vorjahr oder bei einem Baubeginn im Sommer im Frühjahr
des gleichen Jahres. Bei geplantem Baubeginn im Frühjahr: Im Baufeld muss spätestens ab 01. 
März bis zum Beginn der Baumaßnahmen eine Schwarzbrache hergestellt werden (vegetations- 
freier, eingeebneter Zustand). Diese muss bis Baubeginn oder maximal bis zum 30. September 
vegetationsfrei gehalten werden (mindestens alle vier Wochen fein geeggte Schwarzbrache), um 
ein Ansiedeln von Vögeln und eine Einwanderung von Feldhamstern zu vermeiden. Die Herstell- 
ung der Schwarzbrache ist nur möglich, wenn nachweislich keine Feldhamster im Baufeld 
überwintern fachgutachterliche Kontrolle. 
Bei geplantem Baubeginn im Sommer: Ansaat des Baufeldes inkl. aller Nebenflächen im Jahr des 
Baubeginns mit einer für Feldhamster unattraktiven Feldfrucht: Raps, Silagemais oder Hirse als 
Energiepflanze. Ernte günstiger Weise bis Mitte Juli zu Beginn der Getreideernte im Umfeld mit 
Belassen der Stoppel. Eine Ernte zu einem späteren Zeitpunkt ist auch bis spätestens Anfang 
September möglich, dann besteht jedoch die geringe Gefahr einer Einwanderung von Feldhams- 
tern, da die Felder in der Umgebung nach der Ernte keine Deckung mehr bieten und Tiere ab-
wandern müssen. Nach der Ernte der Feldfrucht ist keine Bodenbearbeitung zulässig. 
Kontrolle des Baufeldes vor Baubeginn auf Feldhamsterbaue und Vogelbruten: Kann ein belau- 
fener Feldhamsterbau oder eine Vogelbrut vor dem Baubeginn nicht sicher ausgeschlossen wer- 
den, muss in Absprache mit den Naturschutzbehörden das weitere Vorgehen festgelegt werden. 

3V: Insektenfreundliche Beleuchtung 
Einsatz von abgeschirmten, insektenfreundlichen Lampen im Außenbereich nach Stand der 
Technik deren Abstrahlung nach unten gerichtet ist (z.B. LED mit einer Lichtfarbe von 1800 bis 
2200 K, maximal von 3.000 K, möglichst geringer Lichtintensität, geschlossenen Gehäusen, 
geringer Oberflächentemperatur und einer möglichst geringen Masthöhe). 
Die Leuchtkörper sind so auszurichten, dass der Lichtkegel nur auf den zu beleuchtenden 
Bereich und nicht auf die Flugrouten, Quartiere und Jagdhabitate von Fledermäusen gerichtet ist 
Zur Minimierung der eingesetzten Lichtmenge sind automatische Lichtschaltanlagen im Außen- 
bereich mit Bewegungs- und Präsenzsensoren zu empfehlen. 

4V: Vermeidung von anlagenbedingter Tötung oder Verletzung durch Kollision 
Berücksichtigung von baulichen Maßnahmen zur Reduktion des Kollisionsrisikos von Vögeln bei der 
Gestaltung der Gewerbegebäude, v.a. an Glasscheiben und spiegelnden Materialien (z.B. Verwen- 
dung von reflexionsarmem Glas, Vermeidung von Durchsichten).

1ACEF: Feldhamster fördernde Bewirtschaftung
Innerhalb der Flur-Nr. 816, Gemarkung Opferbaum ist eine Fläche von mind. 3.025 m² Feldhamster 
fördernd zu bewirtschaften. Hierzu werden nebeneinander liegende Streifen im Mischanbau 
bewirtschaftet. Die Streifen müssen ca. 6-15 m breit sein, nebeneinanderliegen und dürfen nicht 
parallel zu evtl. vorhandenen Gehölzgruppen oder Hecken verlaufen. Die Vorgewender können zu 
einfacherer Bewirtschaftung mit einer einheitlichen Feldfrucht angesät werden. 
Ansaat der Streifen (je ein Drittel der Fläche): 

Ansaat des Getreidestreifens mit reduzierter Saatgutmenge (max. 50  70% der regulären 
Saatgutmenge). 
o Ernteverzicht der Getreidestreifen bis zum 01.10. Anschließend kann nach dem 01. Oktober 

gemulcht oder flach gegrubbert werden. Ab dem 15. Oktober ist auch flaches Pflügen bis ca. 
25 cm Tiefe gestattet. 

o Bei starkem Auftreten von Problemunkräutern oder gräsern darf eine Herbizidmaßnahme mit 
einem problemunkrautspezifischen Herbizid maximal einmal pro Jahr, aber nur im Bereich 
der auftretenden Problemunkräuter, durchgeführt werden. Diese Maßnahme muss während 
des Getreideaufwuchses erfolgen. 

o Der Getreidestreifen wird regelmäßige jährlich nachgesät, wobei sowohl Winter- als auch 
Sommergetreide verwendet werden darf. Entsprechend der neuen GAP-Reform muss 
spätestens im dritten Jahr ein Fruchtwechsel erfolgen. Folgt in einem Jahr ein 
Sommergetreideanbau auf ein Wintergetreide, so wird empfohlen. das Wintergetreide über 
den Winter stehen zu lassen, um Rebhühnern und Feldhasen Schutz zu bieten. 

Ansaat der Luzerne bzw. Luzernegras (maximaler Grasanteil von 40 %) möglichst bereits im 
Vorjahr als Untersaat anlegen 
o Im Laufe des Jahres müssen je nach Witterungsbedingungen zwei bis drei Schnitte, 

frühestens ab dem 15. Mai (Voraussetzung Getreide ist bereits mind. 20 cm hoch) durch- 
geführt werden, wobei die Luzerne mindestens einmal im Jahr blühen muss. Der Luzerne- 
Streifen wird 3 bis 4 Jahre stehen gelassen. Sofern eine zweiten Ansaat nötig ist, sollte die 
Luzerne im Frühjahr gesät werden. Der Umbruch vor einer Neuansaat darf erst ab dem 15. 
Oktober und nur bis zu einer Tiefe von 25 cm erfolgen. 

Der Blühstreifen ist mit einer standortspezifischen Saatmischung regionaler Herkunft unter 
Beachtung der standorttypischen Segetalvegetation mit reduzierter Saatgutmenge (mx. 50-70 % 
der regulären Saatgutmenge) zur Erzielung eines lückigen Bestands einzusäen. 
o Die Aussaat erfolgt im Frühjahr oder Herbst. Ein Schröpfschnitt im Ansaatjahr ist erlaubt. Ab 

dann darf nur im Herbst nach dem 01. Oktober bis zum 15. November (so spät wie möglich) 
und nicht mehr als 50 % der Fläche des Blühstreifens gemulcht werden (zur Erfüllung der 
staatlichen Vorgaben zur Mindestbewirtschaftung von Ackerflächen; Code 918). 

o Ein entsprechender Antrag auf Befreiung von der jährlichen Pflegeverpflichtung muss vom 
Landwirt beim zuständigen Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (AELF) gestellt 
werden. 

o Bei einer Neuanlage des Blühstreifens darf der Umbruch erst ab dem 15. Oktober und nur 
bis zu einer Tiefe von maximal 25 cm erfolgen. 

Auf der gesamten Ausgleichsfläche ist ganzjährig auf das Ausbringen von Rodentiziden, Insekti- 
ziden, Herbiziden (Sonderregelung für Getreidestreifen siehe oben) und Wachstumsregulatoren 
sowie von Klärschlamm zu verzichten. Die Ausbringung von flüssigen organischen Wirtschafts- 
düngern ist nur nach Ende der Sperrfrist im Winterausgang und bis zum 15. April standort- 
angepasst gestattet. Feldarbeiten, insbesondere die Ernte, dürfen nur am Tag durchgeführt 
werden, nicht in der Dämmerung oder in der Nacht. 
Im ersten Jahr ist eine Ansaat von Wintergetreide mit Ernteverzicht bis zum 01.10. auf etwa 50% 
der Fläche möglich in Kombination mit einer verlängerten Stoppelbrache bis zum 15.10. bei 
hohem Schnitt. 
Im Rahmen der landwirtschaftlichen Praxis ist ein regelmäßiger Fruchtfolgewechsel der Streifen 
erforderlich. 

VI VERFAHRENSVERMERKE
1.0 Der Gemeinderat der Gemeinde Bergtheim hat in der Sitzung vom 07.10.2024 gemäß § 2 Abs. 1 

BauGB die Aufstellung des Bebauungsplanes „Am Schäferweg“ beschlossen. Der Aufstellungsbe-
schluss wurde am 20.05.2025 ortsüblich bekannt gemacht.

2.0 Der Gemeinderat der Gemeinde Bergtheim hat am 07.05.2025 den Vorentwurf des Bebauungs-
planes „Am Schäferweg“ i.d.F. vom 29.04.2025 gebilligt und die frühzeitige Beteiligung gemäß §§ 3 
Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB beschlossen. 

3.0 Die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB, zum Vorentwurf des Bebau- 
ungsplanes „Am Schäferweg“ i.d.F. vom 29.04.2025 hat in der Zeit vom 26.05.2025 bis einschließ- 
lich 27.06.2025 stattgefunden. Ort und Dauer der Auslegung wurden am 20.05.2025 ortsüblich 
bekanntgemacht.

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 
1 BauGB erfolgte mit E-Mail vom 23.05.2025 mit Frist zur Stellungnahme bis 27.06.2025. 

4.0 Der Gemeinderat der Gemeinde Bergtheim hat am . . . . . . . . . . . . . den Entwurf des Bebauungs-
planes „Am Schäferweg“ i.d.F. vom . . . . . . . . . . . . . gebilligt und die Beteiligung gemäß §§ 3 Abs. 2 
und 4 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Die Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB, zum Entwurf des Bebauungsplanes „Am 
Schäferweg“ i.d.F. vom . . . . . . . . . . . . . hat in der Zeit vom . . . . . . . . . . . . . bis einschließlich . . . . . . 
stattgefunden. Ort und Dauer der Auslegung wurden am . . . . . . . . . . . . ortsüblich bekanntgemacht.

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 
erfolgte mit E-Mail vom . . . . . . . . . . . . . mit Frist zur Stellungnahme bis . . . . . . . . . . . . .  

5.0 Die Gemeinde Bergtheim hat mit Beschluss des Gemeinderates vom . . . . . . . . . . .  den Bebauungs-
plan „Am Schäferweg“ gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom . . . . . . . . . . . . . als Satzung 
beschlossen.

Gemeinde Bergtheim, den . . . . . . . . . . . . . . 

Burger,
Erster Bürgermeister 

6.0 Die Satzung über den Bebauungsplan „Am Schäferweg“ wurde am . . . . . . . . . . . . . ausgefertigt.

Gemeinde Bergtheim, den . . . . . . . . . . . . . 

Burger,
Erster Bürgermeister

7.0 Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan „Am Schäferweg“ wurde am . . . . . . . . . . . . . 
gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan „Am Schäferweg“ mit 
Begründung und zusammenfassender Erklärung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienst-
stunden im Bauamt der Verwaltungsgemeinschaft Bergtheim zu jedermanns Einsicht bereitgehalten 
und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Weiterhin ist der in Kraft getretene Be-
bauungsplan „Am Schäferweg“ mit der Begründung und der zusammenfassenden Erklärung eben-
falls auf die Internetseite der Gemeinde Bergtheim eingestellt.
Der Bebauungsplan „Am Schäferweg“ ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 
3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB sowie die Einsehbarkeit des 
Bebauungsplanes „Am Schäferweg“ mit Begründung, einschließlich der übrigen Anlagen und 
zusammenfassender Erklärung wurde in der Bekanntmachung hingewiesen.

Gemeinde Bergtheim, den . . . . . . . . . . . . . 

Burger,
Erster Bürgermeister
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I PRÄAMBEL
Auf Grundlage des § 1 Abs. 3 und des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in Verbindung mit der 
bayerischen Gemeindeordnung (GO) hat der Gemeinderat der Gemeinde Bergtheim den vor-
liegenden Bebauungsplan "Am Schäferweg" in Opferbaum am . . . . . . . . . . . als Satzung 
beschlossen.

Die Aufstellung des vorliegenden Bebauungsplanes „Am Schäferweg" erfolgt auf der Grundlage der 
zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses geltenden Gesetze und Verordnungen, wie Baugesetzbuch 
(BauGB), Bayer. Bauordnung (BayBO), Baunutzungsverordnung (BauNVO), Planzeichenverordnung 
(PlanZV), Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG), Bayerisches Denkmalschutzgesetz (BayDSchG), 
Garagen- und Stellplatzverordnung (GaStellV) und Straßenverkehrs-Ordnung (StVO).

Plangrundlage:
Die verwendete Planunterlage enthält die planungsrelevanten Grenzen und Bezeichnungen der 
Flurstücke des Liegenschaftskatasters mit Stand vom 03.09.2024. Sie ist hinsichtlich der planungs- 
relevanten Bestandteile geometrisch eindeutig.

Wichtige Hinweise zur Koordinatengrundlage:
Angegebene Koordinaten beziehen sich auf das Lagebezugssystem
ETRS89 / UTM Zone 32 (EPSG 25832).

II ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN
1.0 Art der baulichen Nutzung

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 8 BauNVO)
“Gewerbegebiet“ (GE) gemäß § 8 BauNVO

2.0 Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. §§ 16 - 20 BauNVO)

max. Grundflächenzahl (GRZ)

max. Wandhöhe (bei Pult- und Flachdächern) m ü. OK FFB EG

max. Firsthöhe (bei Satteldächern) m ü. OK FFB EG

max. Gebäudehöhe m ü. NHN (Deutsches Haupt-Höhennetz, 2016 DHHN)

max. Oberkante Fertigfußboden im Erdgeschoss m ü. NHN 
(Deutsches Haupt-Höhennetz, 2016 DHHN)

3.0 Bauweise, Baulinien, Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO)

Abweichende Bauweise

Baugrenze

4.0 Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und 
Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen; Anlagen, Ein-
richtungen und sonstige Maßnahmen, die dem Klimawandel 
entgegenwirken (§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 und Abs. 6 BauGB)

Standort Regenrückhaltung (unterirdisch)

5.0 Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB)

Unterirdisch Bestand 20kV-Stromkabel (ÜZ Mainfranken)

Unterirdisch Bestand 1kV-Stromkabel sowie Nachrichtenkabel/Lichtwellenleiterkabel 
(ÜZ Mainfranken, Bayernwerk)

Unterirdisch Bestand Telekommunikation (Deutsche Telekom)

Unterirdisch Bestand Trinkwasserleitung (VG Bergtheim)

Unterirdisch Bestand Abwasserkanal (VG Bergtheim)

6.0 Planungen, Nutzungregelungen, Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 und Abs. 6 BauGB)

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen; hier: Pflanzgebot P1 "Ansaat" und Pflanzgebot P2 "Hecke"

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB)

Anpflanzung Einzelbaum

7.0 Sonstige Planzeichen
Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und 
Gemeinschaftsanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB); hier: PKW-Stellplätze

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Grenze des Geltungsbereiches des Ausgleichsbebauungsplanes (§ 9 Abs. 7 BauGB)

Zulässige Dachformen mit Dachneigung (Art. 81 Abs. 1 Nr. 1 BayBO):
FD = Flachdach, Dachneigung max. 5°
PD = Pultdach, Dachneigung max. 10° 
SD = Satteldach, Dachneigung max. 20°

Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 6 BauGB)
hier: Anbauverbotszone der Bundesstraße B 19 in einem Abstand von 20 m zum 
Fahrbahnrand (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 FStrG)

Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind
(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 6 BauGB)
hier: Anbaubeschränkungszone der Bundesstraße B 19 in einem Abstand von 40 m zum 
Fahrbahnrand (§ 9 Abs. 2 Nr. 1 FStrG)

III HINWEISE ZU DEN ZEICHNERISCHEN 
FESTSETZUNGEN

Nutzungsschablone
A) Art der baulichen Nutzung
B) Bauweise
C) max. Grundflächenzahl GRZ 
D) Dachform mit max. Neigung
E) Höhenfestsetzungen mit max. Wandhöhe (WH) bzw. Firsthöhe (FH) m ü. OK FFB EG, 
max. Gebäudehöhe (GH) m ü. NHN (DHHN 2016), max. OK FFB EG m ü. NHN (DHHN 2016)

Flurstücksnummer

Vorhandene Bebauung

Höhenschichtlinie

Bemaßung

Umgrenzung von Schutzgebieten und Schutzobjekten im Sinne des Naturschutzrechts
(§ 9 Abs. 6 BauGB); hier: Fläche der Flachlandbiotopkartierung

Umgrenzung von Anlagen, die dem Denkmalschutz unterliegen
(§ 5 Abs. 4 und § 9 Abs. 6 BauGB); hier: Bodendenkmal (D-6-6026-0144)

Höhenbezugspunkt 263,86 m ü. NHN (DHHN 2016)
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Eingriffsbebauungsplan Fl. Nr. 914, Gemarkung Opferbaum
M 1:1.000 3.0 Grenzabstände

Bei allen Pflanzungen sind die Vorgaben des jeweiligen Versorgungsträgers sowie die Grenz-
abstände entsprechend des aktuellen Nachbarrechts gemäß des Bürgerlichen Gesetzbuches 
(BGB) i.V.m. dem Gesetz zur Ausführung des Bürgerlichen Gesetzbuches (AGBGB) zu berück-
sichtigen.

4.0 Auswahlliste Obstgehölze
Pflanzmindestgröße: Hochstamm, 3xv, STU 10/12 

Apfel in Sorten: „Brettacher“, „Engelberger“, „Erbachshöfer“, „Goldparmäne“, „Hauxapfel“, 
„Jakob Lebel“, „Landsberger Renette“, „Maunzenapfel“ 

Birne in Sorten: „Großer Katzenkopf“, „Gellerts Butterbirne“, „Gelbmostler“, „Weilersche 
Mostbirne“ 

Kirsche in Sorten: „Große Schwarze Knorpelkirsche“, „Büttners Rote Knorpelkirsche“, 
„Haumüllers Mitteldicke“ 

Pflaume in Sorten: „Bühler Frühzwetschge“, „Fränkische Hauszwetschge“, „Wangenheims 
Frühzwetschge“, „Graf Althans Reneklode“, „Große Grüne Reneklode“, 
„Mirabelle von Nancy“

5.0 Schutz des Baumbestandes außerhalb des Geltungs-
bereiches
Im Norden angrenzend an den Geltungsbereich („Baumbestand“) besteht ein älterer Baum mit 
Überhang. Dieser Baum ist vor Beschädigungen durch den Baubetrieb sowie den Gewerbebetrieb 
zu schützen. Beeinträchtigungen sind nach Vorgabe einschlägiger Richtlinien („Richtlinien zum 
Schutz von Bäumen und Vegetationsbeständenbei Baumaßnahmen“ (R SBB)i. V. m. DIN 18920 und 
der ZTV-Baumpflege; mittels Bauzaun) vorzubeugen. Bei Abgrabungen im Wurzelbereich sind die 
Wurzeln mittels Handschachtung schonend freizulegen und falls notwendig schneidend zu durch-
trennen. Bei Beschädigung oder Verlust ist das weitere Vorgehen bzw. eine Ersatzpflanzung mit der 
VG Bergtheim abzustimmen.

6.0 Solaranlagen 
Auf die Vorgaben des Art. 44a Abs. 2 BayBO zur Errichtung von Solaranlagen auf Dächern von 
Nichtwohngebäuden wird hingewiesen.

7.0 Umgang mit wassergefährdenden Stoffen
Das Landratsamt Würzburg (Wasserrecht) weist in seiner Stellungnahme vom 24.02.2025 daraufhin, 
dass beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, allgemein wassergefährdenden Stoffen bzw. 
Stoffen, aus denen sich wassergefährdende Stoffe herauslösen können insbesondere § 62 WHG in 
Verbindung mit der „Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen  
AwSV“, sowie die allgemein anerkannten Regeln der Technik (z. B. DIN-Normen, TRwS usw.) zu 
beachten und einzuhalten ist.
Ebenso sind die allgemein anerkannten Regeln der Technik, z. B. DIN-Normen, TRwS usw. einzu-
halten. Die Lagerbehälter, die Armaturen und Sicherheitseinrichtungen, Auffangwannen, Rohr-
leitungen, sowie die jeweiligen Bodenbefestigungen usw. müssen für das jeweilige Medium zuge-
lassen sein. Die Anzeigepflicht für die Lagerung von wassergefährdenden Stoffen richtet sich nach § 
40 der AwSV.

8.0 Bodenschutz (§ 202 BauGB)
Mutterboden, der bei der Errichtung und Änderung baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen 
anderen Veränderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, ist in nutzbarem Zustand zu erhalten 
und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen.

9.0 Immissionsschutz
Das schalltechnische Gutachten von Wölfel Engineering GmbH & Co. KG, vom 03.07.2026, ist Be- 
standteil des Bebauungsplanes.
Bei Bauvorhaben im Genehmigungs- oder Freistellungsverfahren ist ein schalltechnischer Nachweis 
über die Einhaltung der Orientierungswerte bzw. der Immissionsschutzrichtwerte zu erbringen.
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